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Nützt die Schuldenbremse den 
kommenden Generationen?
 Die Schuldenbremse sei im Interesse der kommenden Generationen, argumentieren Be-
fürworter. Sie verhindere, dass Mehrheiten überwiegend älterer Wähler eine Politik durch-
setzen, die ihnen ermöglicht, sich zulasten künftiger Steuerzahler zu bereichern (Sachver-
ständigenrat, 2007). Wiederwahlorientierte Politiker:innen könnten diesen kurzsichtigen 
Interessen verfallen und öffentliche Haushalte mit zu hohen Defi ziten belasten. Demnach 
wäre zu erwarten, dass jüngere Wählergruppen tendenziell Parteien unterstützen, die die 
Schuldenbremse nach der COVID-19-Krise schnell wieder einführen wollen und ältere 
Wählergruppen Parteien unterstützen, die ihnen bei der Durchsetzung ihrer konsumtiven 
Interessen behilfl ich sind und die Schuldenbremse aufweichen bzw. reformieren wollen. 
Paradoxerweise ist das nicht der Fall. Parteien, die die Schuldenbremse vehement ver-
teidigen, haben eher bei älteren Wählern hohe Zustimmungswerte. Bei der Europawahl 
2019 wählten 46,7 % der über 70-Jährigen, aber nur 11,6 % der 18- bis 24-Jährigen die 
CDU/CSU. Hingegen wählten 34,9 % der 18- bis 24-Jährigen die Grünen, eine Partei, die 
die Schuldenbremse investitionsorientiert reformieren möchte. Bei den über 70-Jährigen 
erreichten die Grünen nur 8,6 % der Wähler (Bundeswahlleiter, 2019). Aber auch aktuelle 
Umfragen bestätigen diese Trends.

Womöglich entspricht die Schuldenbremse in ihrer aktuellen Form nicht den Interes-
sen der kommenden Generation. Hierfür könnten verschiedene Kanäle verantwortlich 
sein: Makroökonomisch verhindern die Fiskalregeln europaweit eine fi skalpolitische 
Expansion, was unter anderem für hohe strukturelle Arbeitslosigkeit vor allem in Süd-
europa verantwortlich gemacht wird. Dies versperrt bei bestehendem Kündigungs-
schutz besonders jüngeren Berufseinsteigern als Outsidern auf dem Arbeitsmarkt 
Einkommensperspektiven. Zudem verschiebt die restriktive Fiskalpolitik in Europa 
den fi skalisch-monetären Politikmix in Richtung geldpolitischer Expansion durch die 
EZB, die unter anderem für die aktuelle Vermögenspreisinfl ation verantwortlich ge-
macht wird. Hiervon profi tieren wiederum überwiegend ältere Immobilien- und Aktien-
besitzer, während sich das zu erwartende Arbeitseinkommen der jüngeren relativ dazu 
reduziert. Ferner führt die Defi zitorientierung der Schuldenbremse dazu, dass Anreize 
gesetzt werden, weniger investive Ausgaben zu tätigen, die besonders in der Zukunft 
Nutzen stiften, sowie explizite Verschuldung durch implizite, z. B. höhere Rentenver-
sprechen, zu ersetzen, da letztere nicht durch die Schuldenbremse begrenzt wird.

Die wesentliche Kritik der Grünen betrifft die öffentlichen Investitionen. Dass hier Hand-
lungsbedarf besteht, ist weitgehend unstrittig (Dullien et al., 2021; Hüther und Jung, 2021). 
Da Investitionen bei Kreditfi nanzierung das staatliche Nettovermögen unberührt lassen, 
werden Ausnahmen von der Defi zitbegrenzung für Investitionen vorgeschlagen (Breuer, 
2021). Gerade wenn der Regierungsmehrheit unterstellt wird, dass sie Belastungen in die 
Zukunft transferieren möchte, dürfte sie versucht sein, Investitionen zu vermeiden (Hell-
wig, 2021). Dies betrifft auch die heute relevanten Investitionen in Digitalisierung und die 
Energie- und Verkehrswende. Politökonomisch ist denkbar, dass die Defi zitorientierung 
nicht dem Interesse der kommenden Generation entspricht, sondern vielmehr denjeni-
gen, die heute sinnvolle und notwendige öffentliche Investitionen verhindern möchten, 
z. B. Lobbys der Energie- und Automobilindustrie, die wenig Interesse an einer forcierten 
Energie- und Verkehrswende haben könnten.

Häufi g wird angemerkt, der Investitionsbegriff sei unklar (u.a. Bachmann, 2021). Diese 
Kritik gilt jedoch auch für den Defi zitbegriff. Natürlich würde, ebenso wie das Defi zit 
nur einen Teil der Bruttostaatsverschuldung begrenzen kann (explizite, nicht implizi-
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te), eine Ausnahme für Investitionen, etwa für Bau- und Anlageinvestitionen, nur einen 
Teil des öffentlichen Kapitalstocks betreffen, während andere investive Ausgaben un-
berücksichtigt blieben. Letztere würden zwar weiterhin mit rein konsumtiven Ausga-
ben gleichgestellt, aber die gezielte Förderung einzelner klar investiver Ausgaben ist 
besser als die Vernachlässigung aller Investitionen.

Die Abschaffung oder Reform der deutschen Schuldenbremse erfordert eine Änderung 
des Grundgesetzes, also eine Zweidrittelmehrheit in Bundestag und Bundesrat. Dabei 
stellt sich die eher philosophische Frage, weshalb angenommen wird, dass einer einfa-
chen Parlamentsmehrheit nicht zugetraut wird, eine nachhaltige Haushaltspolitik zu be-
treiben, eine Zweidrittelmehrheit der gleichen Parlamente aber das Interesse der kom-
menden Generationen vertreten könne. Die für eine Verschärfung der Schuldenbremse 
erforderlichen zusätzlichen Stimmen aus der Opposition könnten sich z. B. ergeben, 
wenn eine kurzfristorientierte Opposition der Regierung misstraut und den Spielraum 
der Regierung einengen möchte, unabhängig davon ob die Regelung im Detail im Inter-
esse der kommenden Generationen ist. So wurde die Unterstützung der SPD zur Schul-
denbremse auch damit begründet, dass darin eine „Steuersenkungsbremse“ gesehen 
wurde, die eine sich damals in Umfragen abzeichnende Koalition aus CDU/CSU und 
FDP dabei beschränkte, angekündigte Steuersenkungen umzusetzen (Bluth, 2016, 130).

Sollte eine Verfassungsänderung bis zur Wiedereinführung (wohl erst 2023) nicht 
zustande kommen, was wahrscheinlich ist, dürften reformwillige Regierungen eine 
Verfassungsänderung mit einfachgesetzlichen Mitteln zu substituieren suchen. So 
würde die Schuldenbremse länger als erwartet ausgesetzt bleiben, was ihre Wieder-
einführung erschwert (Büttner, 2021). Investive Extrahaushalte könnten die Problema-
tik der bisher nicht-investiven Ausgestaltung kompensieren (Hüther und Südekum, 
2020; Südekum, 2021). Veränderte Berechnungen der Konjunkturkomponente könn-
ten die Kreditspielräume erhöhen (Südekum, 2021; Krahé und Sigl-Glöckner, 2021). 
Die Reform des Fiskalpakts auf EU-Ebene ist ebenso in der Diskussion und erfordert 
keine Änderung des Grundgesetzes (Truger, 2020; Hauptmeier und Leiner-Killinger, 
2020). Eine Umfrage unter internationalen Wissenschaftlern vom Juni 2021 zeigte, 
dass 98 % der Befragten eine Reform der Fiskalregeln als notwendig erachten (CFM 
Surveys, 2021). Die Parlamente sollten diese Stimmen aus der Wissenschaft sowie 
die aufgedeckten Präferenzen junger Menschen ernst nehmen.
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